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Anhang für das Geschäftsjahr 2022

A. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

1. Allgemeine Grundsätze

Auf den vorliegenden Jahresabschluss zum 31.12.2022 werden die Rechnungslegungsbestimmungen
des Unternehmensgesetzbuches in der derzeit geltenden Fassung angewandt.

Der Jahresabschluss wird unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und Bilan-
zierung sowie unter Beachtung der Generalnorm, ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage des Unternehmens zu vermitteln, aufgestellt.

Bei der Bilanzierung und Bewertung wird den allgemein anerkannten Grundsätzen Rechnung getragen.
Dabei werden die im § 201 Abs. 2 UGB kodifizierten Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ebenso beachtet wie die Gliederungs- und Bewertungsvorschriften für die Bilanz und Gewinn- und
Verlustrechnung der §§ 201 bis 211 und 222 bis 235 UGB.

Die Bewertung der Projekte der Forschungsförderung unterliegt nachfolgender Systematik:

Liegt der Forschungsförderung ein Leistungsaustausch zugrunde (Auftragsforschung), entspricht die
Projektbewertung einem Herstellungsvorgang iSd § 206 UGB, sofern es sich um längerfristige, wesent-
liche Projekte handelt. Geleistete Anzahlungen des Auftraggebers werden gemäß der Bestimmung des
§ 225 Abs. 6 UGB entsprechend der bereits anteilig erbrachten Leistung offen von den Vorräten abge-
setzt. Erträge aus Auftragsforschung werden als direktes Leistungsentgelt behandelt und in den Um-
satzerlösen ausgewiesen.

Liegt der Forschungsförderung kein Leistungsaustausch zugrunde (Drittmittelprojekte), wird diese wie
ein Aufwandszuschuss behandelt: Übersteigen die erhaltenen Anzahlungen die abrechenbaren Kosten,
wird der Überschuss der vereinnahmten Mittel zum Bilanzstichtag als passiver Rechnungsabgren-
zungsposten ausgewiesen. Übersteigen die abrechenbaren Kosten die erhaltenen Anzahlungen, wird
die zum Bilanzstichtag verbleibende Restforderung in den sonstigen Forderungen ausgewiesen. Er-
träge aus Drittmittelprojekten werden als echter Zuschuss ohne Entgeltcharakter behandelt und in den
sonstigen Erträgen ausgewiesen.
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2. Anlagevermögen

Die Bewertung der ausschließlich entgeltlich erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände und
der Sachanlagen erfolgt zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um die der voraus-
sichtlichen wirtschaftlichen Nutzungsdauer entsprechenden planmäßigen linearen Abschreibungen.
Das Wahlrecht, Fremdkapitalzinsen im Rahmen der Herstellungskosten anzusetzen, wurde nicht aus-
geübt. Geringwertige Vermögensgegenstände mit einem Einzelanschaffungswert < EUR 800,00 exkl.
USt werden in Einklang mit § 204 Abs. 1a UGB im Jahr ihrer Anschaffung voll abgeschrieben.

Den Abschreibungssätzen liegen unverändert folgende Nutzungsdauern zugrunde:

Bezeichnung Nutzungsdauer in Jahren

Lizenzen, Patente, Nutzungsrechte 3 - 30

Software 3

Gebäude auf fremden Grund 30

Bauliche Investitionen in fremde Gebäude 10 - 30

Wissenschaftliche Geräte 5

Laborausstattung 5

Büroausstattung 5

EDV-Hardware 3

3. Vorräte

Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden mittels körperlicher Inventur der Laborvorräte der For-
schungsgruppen erhoben und mit den Anschaffungskosten oder zu niedrigeren Tageswerten bewertet.

4. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden mit Nennwerten abzüglich erforderli-
cher Einzelwertberichtigungen bilanziert. Pauschalwertberichtigungen werden nicht gebildet. Fremd-
währungsforderungen werden unter Berücksichtigung des strengen Niederstwertprinzips mit dem bei-
zulegenden Wert am Bilanzstichtag angesetzt.

5. Latente Steuern

Mangels eines zu versteuernden Ergebnisses sowie einer kurz- und mittelfristig nicht hinreichend prog-
nostizierbaren Werthaltigkeit unterbleibt der Ansatz des zum Bilanzstichtag ermittelten aktiven Steuer-
abgrenzungspostens.
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6. Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln

Die Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln werden nach der Verwendung der Mittel für Investitionen und
für den restlichen Betrieb aufgeteilt. Die Zuschüsse für Investitionen werden in Höhe der Abschreibung
über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer aufgelöst.

7. Rückstellungen

Die Rückstellungen werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt, der bestmöglich geschätzt wird (§ 211
UGB).

8. Verbindlichkeiten

Die Bewertung der Verbindlichkeiten erfolgt entsprechend des Grundsatzes der Vorsicht mit ihrem Er-
füllungsbetrag. Fremdwährungsverbindlichkeiten werden unter Berücksichtigung des strengen Höchst-
wertprinzips mit dem Erfüllungsbetrag bzw. dem höheren Wert am Bilanzstichtag angesetzt.

9. COVID-19 Auswirkungen

Aufgrund der COVID-19 Krise hat die Gesellschaft ab Mitte März 2020 ihre operative Tätigkeit zu-
nächst auf Minimalbetrieb und umfassende Home-Office Arbeit umgestellt. Gleichzeitig wurde ab
Mitte April 2020 allen Mitarbeitern des IMBA internes PCR-Testen angeboten. Durch umfassendes
PCR-Testen, gleichzeitigen Maßnahmen bezüglich Arbeitsplatzsicherheit sowie Home-Office konnte
trotz anhaltender SARS-COV-2 Pandemie auch im Wirtschaftsjahr 2021 der operative Betrieb (For-
schung, wissenschaftliche Services und Administration) in voller Funktions- und Leistungsfähigkeit
aufrechterhalten werden.

Nachdem ein Großteil der Mittelzuweisungen und Erträge der Gesellschaft nicht von der unmittelbaren
Umsatzerzielung oder anderen variablen Leistungsfaktoren abhängt, hat die COVID-19-Krise jeden-
falls kurzfristig keine substanziellen negativen Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit, das Geschäfts-
ergebnis oder die Liquidität der Gesellschaft.

Zum Stichtag 31.12.2022 (analog zum Vorjahr) wurden keine COVID Unterstützungsmaßnahmen ab-
gerechnet. Es wurden darüber hinaus keine Förderungen im Rahmen des Corona Hilfspakets der Öster-
reichischen Bundesregierung (wie bspw. Kurzarbeit oder Fixkostenzuschuss) in Anspruch genommen.

Die COVID-19-Krise hat keinen Einfluss auf die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den. Es sind darüber hinaus keine Ereignisse eingetreten oder Umstände bekannt, dass die COVID-19-
Krise den Fortbestand des Unternehmens (Going concern) gefährdet.

10. Kontenumgliederung im Jahr 2022

Aufgrund von erforderlichen Kontenumgliederungen im Jahr 2022 sind untenstehende Bilanz- und
GuV-Positionen nicht mehr mit den Vorjahreswerten vergleichbar.
Diese Umgliederungen sind unter anderem auf den Umstieg in das SAP-System der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ab 01.01.2022 sowie die Angleichung an das Konzernbilanzierungs-
handbuch zurückzuführen.
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Sonstige Forderungen, sonstige Verbindlichkeiten, sonstige Rückstellungen

Die Nachforderungen der Partnerinstitute Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie GmbH (IMP)
und Gregor-Mendel-Institut für Molekulare Pflanzenbiologie GmbH (GMI) für gemeinsam genutzte
Infrastruktur und Dienstleistungen am Standort Vienna Biocenter Campus Wien wurde von den sons-
tigen Rückstellungen (für ausstehende Eingangsrechnungen) in die sonstigen Verbindlichkeiten respek-
tive sonstigen Forderungen umgegliedert.

Aufwendungen für bezogene Leistungen, sonstige betriebliche Aufwendungen (übrige)

Im Jahr 2022 wurden die Aufwendungen der Partnerinstitute Forschungsinstitut für Molekulare Patho-
logie GmbH (IMP) und Gregor-Mendel-Institut für Molekulare Pflanzenbiologie GmbH (GMI) für ge-
meinsam genutzte Infrastruktur und Dienstleistungen am Standort Vienna Biocenter Campus Wien von
den sonstigen betrieblichen Aufwendungen (übrige), in die Aufwendungen für bezogene Leistungen
umgegliedert.
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B. Erläuterungen zur Bilanz

1. Anlagevermögen

Sachanlagen

Der Grundwert der Grundstücke beträgt per 31.12.2022 – unverändert zum Vorjahr –
EUR 949.973,64. Die Baukosten für das Forschungsgebäude in der Dr. Bohr-Gasse 3 wurden im Ver-
hältnis ihres Miteigentumsanteils an der Errichtungsgemeinschaft IMBA GmbH und GMI GmbH, Dr.
Bohr-Gasse 3, 1030 Wien, als Gebäude aktiviert.

Diese Vorgangsweise wurde auch für das restliche Sachanlagevermögen der Errichtungsgemeinschaft
IMBA GmbH und GMI GmbH gewählt, dieses wurde ebenfalls im Verhältnis der Miteigentumsanteile
in das Anlagevermögen aufgenommen.

2. Umlaufvermögen

Vorräte

Zum Bilanzstichtag 31.12.2022 wurde in allen wissenschaftlichen Forschungslabors eine Inventur für
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe durchgeführt. Der Vorratswert per 31.12.2022 beträgt EUR 585.902,51
(VJ: TEUR 439).

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Zum 31.12.2022 bestehen keine wechselmäßig verbrieften Forderungen. Die Vergleichswerte des Vor-
jahres sind in Klammern angegeben.

Die in den sonstigen Forderungen und Vermögensgegenstände enthaltenen wesentlichen Erträge,
die erst nach dem Bilanzstichtag zahlungswirksam werden, betreffen Forderungen gegenüber dem Fi-
nanzamt in Zusammenhang mit der Forschungsprämie für die Jahre 2021 und 2022 iHv EUR
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5.592.321,12 (VJ: TEUR 5.478) und vorfinanzierte, noch nicht abgerechnete Kosten aus Drittmittelfor-
schungsprojekten iHv EUR 948.917,89 (VJ: TEUR 3.658).

Die in den sonstigen Forderungen enthaltenen Forderungen aus Forschungsförderprojekten (Dritt-
mittelprojekte) setzen sich wie folgt zusammen:

Stand zum 1.1. Zuführung Auflösung Stand zum 31.12.

€ € € €

sonstige Forderungen
Drittmittel-Projekte

3.658.034,02 780.513,97 3.489.630,10 948.917,89

Summe 3.658.034,02 780.513,97 3.489.630,10 948.917,89

3. Eigenkapital - Ergebnisverwendung

Um im Wirtschaftsjahr 2022 ein Bilanzergebnis iHv EUR 0,00 (VJ: EUR 0,00) auszuweisen, wurden
nicht gebundene Kapitalrücklagen iHv EUR 17.605.784,25 (VJ: TEUR 14.468) aufgelöst.

4. Investitionszuschüsse aus öffentlichen Mitteln

Die Investitionszuschüsse aus öffentlichen Mitteln setzen sich wie folgt zusammen:

Stand
zum 1.1.

Zuführung Auflösung
Stand

zum 31.12.

€ € € €

Grund, Gebäude 1.966.905,35 0,00 140.493,91 1.826.411,44

Investitionen 469.041,91 0,00 164.803,81 304.238,10

Summe 2.435.947,26 0,00 305.297,72 2.130.649,54
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5. Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen per 31.12.2022 setzen sich wie folgt zusammen:

Aufgrund der Umsetzung von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden des Konzernbilanzierungs-
handbuchs, nach Migration in das SAP-System der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
wurden die Nachforderungen der Partnerinstitute Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie GmbH
(IMP) und Gregor-Mendel-Institut für Molekulare Pflanzenbiologie GmbH (GMI) für gemeinsam ge-
nutzte Infrastruktur und Dienstleistungen am Standort Vienna Biocenter Campus Wien von den sonsti-
gen Rückstellungen (für ausstehende Eingangsrechnungen) in die sonstigen Verbindlichkeiten respek-
tive sonstigen Forderungen umgegliedert.

Im Wirtschaftsjahr 2016 wurde eine Rückstellung für Lohnabgaben und Sozialversicherungsbei-
träge für die Jahre 2012 bis 2016 gebildet, welche für diesen Zeitraum aus Vorsichtsgründen vor dem
Hintergrund steuergesetzlicher Änderungen sowie neuerer Judikatur hinsichtlich der Besteuerung von
Stipendien als erforderlich erachtet wurde. In den Folgeperioden wurde das Abgabenrisiko jeweils zum
Stichtag hinsichtlich verjährter Einkommenssteueranteile neu bewertet. Zum Bilanzstichtag 31.12.2021
wurde diesbezüglich die noch offene Rückstellung für 2016 gänzlich aufgelöst. Im Wirtschaftsjahr 2019
wurde eine Rückstellung für das Haftungsrisiko betreffend steuerfreier Lohnanteile (SEG-Zulagen) für
den Zeitraum 2016 – 2019 dotiert, welche im Jahr 2020 unter Berücksichtigung aktueller Einschätzun-
gen der Finanzverwaltung erstmals neu bewertet wurde. Im Zuge der im Februar 2021 eingebrachten
behördlichen Offenlegung wurden Lohnsteuernachzahlungen iHv EUR 168.688,35 geleistet für jene
Arbeitnehmer, deren SEG-Anspruchsvoraussetzung nicht belegt werden konnte. Bis dato wurden diese
Beträge nicht vom Finanzamt per Bescheid festgesetzt.

Die auf einer freiwilligen Vereinbarung beruhende Rückstellung für Jubiläumsgelder wurde im Wirt-
schaftsjahr 2018 erstmalig auf Basis versicherungsmathematischer Grundsätze mittels Projected Unit
Credit Methode (PUC Methode) berechnet. Die Berechnung der Jubiläumsrückstellung erfolgte nach
den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik unter Verwendung der AVÖ 2018-P Rech-
nungsgrundlagen für die Pensionsversicherung sowie unter Anwendung eines Kapitalmarktzinssatzes
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iHv 1,01% (VJ: 1,04%). Der Parameter der Gehaltsvalorisierung wurde mit 5,4% (VJ: 3,0%) angesetzt.
Die Lohnnebenkosten wurden unverändert zum Vorjahr mit 24% kalkuliert.

Die Pensionsrückstellung wurde für die voraussichtlichen Beitragszahlungen des Unternehmens an
die Betriebspensionskasse gebildet. Im Jahr 2022 wurden EUR 13.345,84 dieser Pensionsrückstellung
verwendet, per 31.12.22 weist die Pensionsrückstellung einen Saldo iHv EUR 105.996,84 aus (VJ:
TEUR 119)

6. Verbindlichkeiten

Angaben zu den Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten sind dem folgenden Verbindlichkeitsspiegel zu
entnehmen. Die Vergleichswerte des Vorjahres sind in Klammern angegeben.

Die Bilanzposition sonstige Verbindlichkeiten enthält im Wesentlichen ein auf 50 Jahre befristetes,
endfälliges Darlehen der Stadt Wien zum Zweck des Liegenschaftserwerbs und die Errichtung eines
Institutsgebäudes in der Dr. Bohr-Gasse 3, 1030 Wien, iHv EUR 19.526.168,09 (unverändert zum Vor-
jahr).
Die Mietvorauszahlung des Forschungsinstituts für Molekulare Pathologie GmbH an die Errichtungs-
gemeinschaft IMBA GmbH und GMI GmbH wurde entsprechend des 5/7-Anteils der IMBA an der
HEG als Verbindlichkeit iHv EUR 1.852.237,66 (VJ: TEUR 1.936) passiviert. Diese Verbindlichkeit
wurde aus Haftungsgründen ausgewiesen und aktivseitig in gleicher Höhe als Forderung aktiviert.

Die in den sonstigen Verbindlichkeiten enthalten wesentlichen Aufwendungen, die erst nach dem Bi-
lanzstichtag zahlungswirksam werden, betreffen Verbindlichkeiten gegenüber der Gebietskrankenkasse
iHv insgesamt EUR 1.110,73 (VJ: TEUR 324) , Nachforderungen des Partnerinstitutes Forschungs-
institut für Molekulare Pathologie GmbH (IMP) für gemeinsam genutzte Infrastruktur und Dienstleis-
tungen am Standort Vienna Biocenter Campus Wien iHv EUR 275.142,29 sowie Abgrenzungen iHv
EUR 17.221,48.
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7. Passive Rechnungsabgrenzung

Die passive Rechnungsabgrenzung enthält vor allem erhaltene Anzahlungen aus Forschungsförder-
projekten (Drittmittelprojekte), die sich wie folgt zusammensetzen:

Stand zum 1.1. Zuführung Auflösung Stand zum 31.12.

€ € € €

Passiver RAP
Drittmittel-Projekte

4.629.716,37 860.675,31 3.153.836,35 2.336.555,33

Summe 4.629.716,37 860.675,31 3.153.836,35 2.336.555,33

8. Haftungsverhältnisse

Im Rahmen der Errichtungsgemeinschaft IMBA GmbH und GMI GmbH (HEG) haftet die IMBA soli-
darisch für den 2/7 Anteil der Mitgesellschafterin GMI – Gregor-Mendel-Institut für Molekulare Pflan-
zenbiologie GmbH.

Die Eventualverbindlichkeiten betreffen iHv EUR 995.720,16 (VJ: TEUR 1.033) jene bilanziellen Pas-
sivposten der Errichtungsgemeinschaft IMBA GmbH und GMI GmbH, Wien, für welche im aliquoten
Ausmaß von 2/7 eine Ausfallhaftung gegenüber Dritten besteht.

9. Sonstige wesentliche finanzielle Verpflichtungen für nicht im Anlagevermögen ausgewiesene
Vermögensgegenstände

Sonstige wesentliche finanzielle Verpflichtungen betreffen Mietkosten für Gebäude und Räumlichkei-
ten. Im Wirtschaftsjahr 2023 resultieren daraus Kosten iHv voraussichtlich rd. EUR 2.904.964,00; da-
von gegenüber verbundenen Unternehmen rd. EUR 2.117.347,00.

Für die Wirtschaftsjahre 2023 – 2027 betragen die daraus resultierenden, planmäßigen Verpflichtungen
voraussichtlich rd. EUR 16.025.458,00 - davon gegenüber verbundenen Unternehmen rd. EUR
11.699.681,00.
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C. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren erstellt.

1. Aufwendungen für bezogene Leistungen

Aufgrund der Umsetzung von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden des Konzernbilanzierungs-
handbuchs, nach Migration in das SAP-System der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
wurden die Aufwendungen der Partnerinstitute Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie GmbH
(IMP) und Gregor-Mendel-Institut für Molekulare Pflanzenbiologie GmbH (GMI) für gemeinsam ge-
nutzte Infrastruktur und Dienstleistungen am Standort Vienna Biocenter Campus Wien von den sonsti-
gen betrieblichen Aufwenden (übrige), in die Aufwendungen für bezogene Leistungen umgegliedert.

2. Personalaufwand

Unter der GuV Position 4 lit. b) sublit. aa) werden nur Leistungen an die betriebliche Mitarbeitervor-
sorgekasse ausgewiesen.

3. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

Die Steuer vom Einkommen und Ertrag belastet das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit mit
EUR 1.750,00.

4. Erläuterung wesentliche aperiodische Erträge

Im Wirtschaftsjahr 2022 sind keine wesentlichen aperiodischen Erträge verbucht worden.
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D. Sonstige Angaben

1. Beteiligung

IMBA – Institut für Molekulare Biotechnologie GmbH ist ein 100%-Tochterunternehmen der Österrei-
chischen Akademie der Wissenschaften, ansässig am Dr. Ignaz-Seipel-Platz 2, 1010 Wien. Die Finan-
zierung erfolgt durch Gesellschafterzuschüsse der Muttergesellschaft. Der Konzernabschluss ist am ge-
nannten Ansässigkeitsort des Mutterunternehmens erhältlich.

IMBA – Institut für Molekulare Biotechnologie GmbH ist persönlich haftende Gesellschafterin (5/7)
an der Errichtungsgemeinschaft IMBA GmbH und GMI GmbH, Dr. Bohr-Gasse 3, 1030 Wien. Laut
Jahresabschluss 31.12.2022 beträgt der Jahresüberschuss EUR 1.456.062,15 (VJ: TEUR 779). Das Ei-
genkapital beträgt EUR 0,00 (VJ: TEUR 0). Nach Verrechnung des Ergebnisanteils IMBA und GMI
beträgt das Jahresergebnis EUR 0,00 (VJ: TEUR 0).

IMBA – Institut für Molekulare Biotechnologie GmbH ist Gesellschafterin (15%) an der Vienna Bio-
center Core Facilities GmbH, Dr. Bohr-Gasse 3, 1030 Wien. Laut Jahresabschluss 31.12.2021 (aktu-
ellster finalisierter Abschluss dieser Gesellschaft) beträgt der Jahresüberschuss EUR 0,00 (VJ 2020:
TEUR 2), das Eigenkapital EUR 67.497,98 (VJ 2020: TEUR 67).

2. Finanzinstrumente

Derivative Finanzinstrumente wurden nicht verwendet.

3. Durchschnittliche Mitarbeiterzahl

Im Wirtschaftsjahr 2022 waren durchschnittlich 236 Angestellte als Arbeitnehmer beschäftigt (VJ: 251
Angestellte).

4. Aufwendungen für den Abschlussprüfer im laufenden Geschäftsjahr

Bezüglich der Honorare für die Abschlussprüfung wird auf den Konzernanhang der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften (ÖAW) verwiesen.

5. Vorschüsse und Kredite

An Mitglieder der Geschäftsführung wurden keine Vorschüsse und Kredite gewährt.

6. Nahestehende Personen und Unternehmen

Im Jahr 2022 bestehen keine Geschäftsbeziehungen mit nahestehenden Unternehmen sowie Personen,
welche zu marktunüblichen Konditionen abgeschlossen wurden.
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Stand
01.01.2022

Zugänge Abgänge
Umbuchung/

Umgliederung
Stand

31.12.2022
Stand

01.01.2022
Zugänge

(Abschreibung)
Abgänge

Stand
31.12.2022

Stand
31.12.2022

Stand
01.01.2022

€ € € € € € € € € € €

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte 2.090.333,29 80.913,27 10.228,55 0,00 2.161.018,01 1.348.293,81 87.153,01 10.228,55 1.425.218,27 735.799,74 742.039,48

und Vorteile, Software sowie Lizenzen

2.090.333,29 80.913,27 10.228,55 0,00 2.161.018,01 1.348.293,81 87.153,01 10.228,55 1.425.218,27 735.799,74 742.039,48

II. Sachanlagen

1. Grundstücke und Bauten sowie Einbauten in fremden Gebäuden 35.201.209,24 0,00 0,00 0,00 35.201.209,24 16.691.722,99 1.321.228,86 0,00 18.012.951,85 17.188.257,39 18.509.486,25

2. technische Anlagen 17.325.959,99 891.217,15 318.711,01 0,00 17.898.466,13 14.062.466,26 1.403.591,05 318.273,42 15.147.783,89 2.750.682,24 3.263.493,73

3. Betriebs- und Geschäftsausstattung 9.389.239,03 416.023,11 59.210,69 -66.783,89 9.679.267,56 8.094.290,68 618.916,44 58.935,86 8.654.271,26 1.024.996,30 1.294.948,35

4. Geringwertige Wirtschaftsgüter 0,00 162.131,73 0,00 66.783,89 228.915,62 0,00 228.915,62 0,00 228.915,62 0,00 0,00

5. geleistete Anzahlungen und Anlagen in Bau 0,00 9.642,86 0,00 0,00 9.642,86 0,00 0,00 0,00 0,00 9.642,86 0,00

61.916.408,26 1.479.014,85 377.921,70 0,00 63.017.501,41 38.848.479,93 3.572.651,97 377.209,28 42.043.922,62 20.973.578,79 23.067.928,33

III. Finanzanlagen

1. Beteiligungen 5.250,00 0,00 0,00 0,00 5.250,00 0,00 0,00 0,00 0,00 5.250,00 5.250,00

2. Wertpapiere (Wertrechte) des Anlagevermögens 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

5.250,00 0,00 0,00 0,00 5.250,00 0,00 0,00 0,00 0,00 5.250,00 5.250,00

64.011.991,55 1.559.928,12 388.150,25 0,00 65.183.769,42 40.196.773,74 3.659.804,98 387.437,83 43.469.140,89 21.714.628,53 23.815.217,81

Anschaffungs-/Herstellungskosten Kumulierte Abschreibung Restbuchwerte
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Lagebericht 2022

A. Wirtschaftsbericht

I. Geschäft und Rahmenbedingungen

IMBA – Institut für Molekulare Biotechnologie GmbH (IMBA), Wien, ist ein international führendes
Exzellenzzentrum für biomolekulare und biomedizinische Grundlagenforschung in Österreich und
Zentraleuropa.

Schwerpunkt der IMBA Forschungstätigkeit liegt in der Aufklärung der Funktionen von Genen bei der
Entstehung von humanen Erkrankungen auf der Basis von unterschiedlichen Modellsystemen und
Technologien. Ziel des Unternehmens ist die Schaffung von proprietärem Know-how, das in hochkarätigen
wissenschaftlichen Fachzeitschriften publiziert, international patentiert und zur weiteren kommerziellen
Verwertung an Partnerunternehmen verkauft oder lizenziert wird.

Im abgelaufenen Geschäftsjahr wurden von IMBA Forscher:innen in ihren Schwerpunktbereichen der Zell-
und Stammzellbiologie, der RNA-Biologie, Epigenetik und der Molekularen Medizin eine Reihe von neuen
wissenschaftlichen Erkenntnissen erzielt, in hochkarätigen Fachjournalen publiziert und auch zum Teil bereits
an die Industrie zur kommerziellen Verwertung lizensiert (siehe auch V. Forschungsbericht). Die über die
letzten Jahre hinweg positive Unternehmensentwicklung unterstreicht die nachhaltig sehr hohe
wissenschaftliche Qualität am IMBA und ist Bestätigung der erfolgreichen strategischen Ausrichtung des
Instituts.

Im abgelaufenen Geschäftsjahr haben sich die allgemeinen konjunkturellen Rahmenbedingungen in Österreich
kaum verbessert; dies aufgrund der Auswirkungen des Ukrainekrieges, des nach wie vor schwellenden
Handelskonflikts zwischen den USA und China, und nach wie vor den Folgen der Sars-CoV-2 Pandemie. Ob
sich diese allgemeine Phase der politischen und wirtschaftlichen Unsicherheiten in einen sich verstärkenden
konjunkturellen Abschwung münden wird, ist im Moment als wahrscheinlich einzuschätzen. Nach dem
Aufschwung des Wirtschaftswachstums (BIP) in Österreich im 2022 (rund 4,9%) ist laut Konjunkturprognosen
der OeNB im Januar 2022 mit einem weiteren soliden Wachstum im 2023 von rund 0,6% zu rechnen. Ob sich
dadurch die finanziellen Spielräume im Bundesbudget für Zukunftsinvestitionen erweitern werden, bleibt
fraglich.

Im Regierungsprogramm der Bundesregierung findet sich ein klares Bekenntnis zu einer ambitionierten
Forschungs-, Technologie- und Innovationsstrategie bis zum Jahr 2030, allerdings ohne dass konkrete Zahlen
genannt wurden (beschlossen am 23.12.2020). Ausgehend von einer Analyse des Status Quo und den aktuellen
Herausforderungen sollen die Ziele für die nächsten 10 Jahre festgelegt und Handlungsfelder für die
Umsetzung dieser Ziele definiert werden. Für die außeruniversitäre Forschung als wesentlichen Teil der
österreichischen Forschungslandschaft ist eine langfristige Programmfinanzierung geplant. Außerdem soll
aufbauend auf die FTI-Strategie ein Wachstumspfad für die Forschungsförderung und die außeruniversitäre
Forschung beschlossen werden, um Einrichtungen wie der ÖAW und dem IMBA zukünftig längerfristige
Finanzierungs- und Planungssicherheit zu geben. Als positiv zu bewerten ist ebenso das klare Bekenntnis zur
Stärkung der Grundlagenforschung durch Umsetzung einer bereits vor Jahren angekündigten
Exzellenzinitiative mit der Bildung von Exzellenz-Clustern zur nachhaltigen Stärkung herausragender
Forschungsfelder. Auch die Stadtregierung hat sich immer wieder öffentlich zu einer weiteren Stärkung von
Wien als bedeutender Life Science Standort in Europa bekannt und weitere Investitionen in die
Standortentwicklung angekündigt.

IMBA wurde im letzten Geschäftsjahr von den gemeinsam vertretungsberechtigten Geschäftsführern Dr.
Markus Kiess und Prof. Dr. Jürgen Knoblich geleitet. Die Überwachung und Kontrolle der Geschäftsführung
wird vom Präsidium der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, Wien (ÖAW), als legitimes
Exekutivorgan des alleinigen Gesellschafters des IMBA wahrgenommen.
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II. Vermögenslage

Die Anlageinvestitionen sind im abgelaufenen Wirtschaftsjahr gegenüber dem Vorjahr mit EUR 1,6 Mio. leicht
gestiegen. Somit hat sich der Buchwert des Anlagevermögens zum Bilanzstichtag von EUR 23,8 Mio auf
EUR 21,7 Mio. reduziert.

Der Vorratsbestand an Labor-Verbrauchsmaterialien hat sich im Wirtschaftsjahr 2022 um rd. 33% erhöht und
beträgt zum Bilanzstichtag TEUR 586. Die Bestandserhöhung ist zurückzuführen auf einen wert- und
mengenmäßigen Vorratsaufbau in mehreren wissenschaftliche Forschungsgruppen. Ein höheres
Bestandsvolumen kann auch Lieferengpässe auf internationalen Märkten für bestimmte Produktgruppen
abfedern, damit ein funktionierender Forschungsbetrieb auch in Pandemie-Zeiten gewährleistet werden.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betragen zum Bilanzstichtag TEUR 582 und betreffen
Umsatzerlöse aus der Erbringung von extern beauftragten Dienstleistungen für die Hochdurchsatz-
Sequenzierung von COVID-19-Proben zur Pandemiebekämpfung, Lizenzentgelte aus kommerziellen
Forschungskooperationen und Dienstleistungsentgelte für die Zurverfügungstellung von wissenschaftlicher
IMBA-Facilitiy-Infrastruktur an Partnerinstitute.

Die Forderungen gegenüber verbundenen Unternehmen in Höhe von EUR 5,5 Mio. beinhalten im
Wesentlichen Forderungen gegenüber der Gesellschafterin Österreichische Akademie der Wissenschaften
(ÖAW) und dem Gregor Mendel Institut für Molekulare Pflanzenbiologie GmbH (GMI) aus noch nicht
verbrauchten Budgetmitteln aus Vorperioden und für IT-Dienstleistungen (TEUR 90), sowie aus Forderungen
gegenüber der Errichtungsgemeinschaft IMBA GmbH und GMI GmbH aus der Finanzierung des
Institutsneubaus sowie den Gewinnbeteiligungen der Vorjahre (EUR 5,4Mio.).

Die Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht, betragen zum
Bilanzstichtag TEUR 106 und betreffen Dienstleistungserträge gegenüber der Vienna Biocenter Core
Facilities GmbH (VBCF), Wien, für die Nutzung von Räumlichkeiten, wissenschaftlicher Infrastruktur und
administrativer Services.

Die sonstigen Forderungen und Vermögensgegenstände iHv EUR 12,8 Mio. enthalten im Wesentlichen
Forderungen gegenüber dem Finanzamt iHv insgesamt rd. EUR 10,8 Mio., davon entfallen rd. EUR 5,6 Mio.
auf die zum Bilanzstichtag offenen Forschungsprämien für die Jahre 2021 und 2022. Die von der Gesellschaft
vorfinanzierten, noch nicht an Fördergeber abgerechneten Kosten für Forschungsprojekte betragen rd. EUR 1
Mio.

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten iHv TEUR 315 betreffen hauptsächlich Vorauszahlungen aus
mehrjährigen Serviceverträgen für Wartung und Instandhaltung der EDV-Infrastruktur.

Die Gesellschaft weist per Bilanzstichtag 31. Dezember 2022 liquide Mittel iHv EUR 5,0 Mio. aus (siehe
auch IV. Finanzlage).

III. Geschäftsergebnis und Ertragslage

Die Umsatzerlöse der Gesellschaft haben sich im Wirtschaftsjahr 2022 merkbar um rd. 12% von EUR 7,6
Mio. auf EUR 8,5 Mio. erhöht. Die Dienstleistungserlöse mit dem Gregor-Mendel-Institut für Molekulare
Pflanzenbiologie GmbH (GMI) und dem Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie (IMP) sowie
Mieterträge gegenüber der Vienna Biocenter Core Facilities (VBCF) sind wieder gestiegen. Die Lizenzerlöse
mit nationalen und internationalen Life Science Partner:innen sind gegenüber dem Vorjahr leicht gesunken, da
insbesondere bedingt durch die Einnahme von außertourlichen Pauschalgebühren (sog. Upfront- und
Milestonezahlungen) in 2021 erfolgten..

Die sonstigen betrieblichen Erträge haben sich im abgelaufenen Wirtschaftsjahr 2022 im Vergleich zum
Vorjahr um rd. 27% von EUR 15,8 Mio. auf EUR 11,5 Mio. verringert. Das vom Bund geförderte Projekt für
die StemCell Abteilung ist per 31.12.2021 ausgelaufen, was in den sonstigen Erlösen deutlich spürbar ist.

Der Materialaufwand ist im Wirtschaftsjahr 2022 von rd. EUR 3,7 Mio. um rd. 21,4% auf EUR 2,9 Mio.
gesunken. Der Materialaufwand unterliegt grundsätzlich mengen- und preismäßigen Schwankungen und



IMBA – Institut für Molekulare Biotechnologie GmbH Anlage 4/3

hängt stark von Art und Inhalt der in dem jeweiligen Geschäftsjahr durchgeführten Forschungsprojekte ab.
Der Anstieg der Aufwendungen für bezogene Leistungen um rd. 448% von rd. EUR 1,4 Mio. auf EUR 7,5
Mio.

Aufgrund von erforderlichen Kontenumgliederungen im Jahr 2022 sind untenstehende Bilanz- und
GuV Positionen nicht mehr mit den Vorjahreswerten vergleichbar.

Diese Umgliederungen sind unter anderem auf den Umstieg in das SAP System der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften ab 01.01.2022 sowie die Angleichung an das
Konzernbilanzierungshandbuch zurück zu führen.

Das leichte Sinken des Personalaufwandes von EUR 15,9 Mio. um rd. 1,6% auf EUR 15,6 Mio. steht in
direktem Zusammenhang mit dem im Vergleich zum Vorjahr niedrigeren durchschnittlichen Personalstand,
sowie den jährlichen Gehaltsvalorisierungen.

Die Abschreibungen auf das Anlagevermögen haben sich gegenüber dem Vorjahr kaum verändert und
betragen zum Stichtag weiterhin rd. EUR 3,7 Mio.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen haben sich im abgelaufenen Wirtschaftsjahr in Summe um rd.
40% von EUR 13,2 Mio. auf EUR 8,0 verringert. Einerseits sind im Wirtschaftsjahr 2022 aufgrund der nahezu
überwundenen Corona-Pandemie diverse Aufwendungen für den Veranstaltungsbereich (Symposien, Events),
Marketing- und Repräsentationskosten sowie Reise- und Bewirtungskosten wieder gestiegen. Auch die
Betriebskosten für das Gebäude waren rückläufig, IT Leasingkosten für Servermiete sind gegenüber dem
Vorjahr zur Gänze entfallen. Als kostentreibende Faktoren erweisen sich andererseits insbesondere die
Raummieten, bedingt durch den Bezug der neuen Räumlichkeiten im VBC6 im 2. Halbjahr 2020,
Dienstleistungs-Serviceverträge mit dem IMP und dem GMI für die Nutzung von gemeinsam betriebener
Campus-Infrastruktur, statt in den sonstigen betrieblichen Aufwendungen in den bezogenen Fremdleistungen
zu finden, da es sich hier um Services für die Wissenschaft handelt.

Im Vergleich zum Vorjahr weist IMBA in der GuV ein um rd. EUR 3,1 Mio. höheres negatives Ergebnis vor
Steuern aus. Unter Berücksichtigung der Steuern vom Einkommen und Ertrag beläuft sich das Ergebnis nach
Steuern (Jahresfehlbetrag) für das Wirtschaftsjahr 2022 auf rd. EUR 17,6 Mio. Nach Auflösung der
ungebundenen Kapitalrücklage beträgt das Bilanzergebnis EUR 0,00.

IV. Finanzlage

Der Bestand an liquiden Mitteln (Guthaben bei Kreditinstituten und Kassenbeständen) hat sich gegenüber
dem Vorjahr von EUR 5,3 Mio. auf EUR 5,0 Mio. verringert. Mittelzuführungen seitens der Gesellschafterin
ÖAW erfolgen seit dem Vorjahr bedarfsorientiert.

Nach Auflösung der ungebundenen Kapitalrücklage iHv EUR 17,6 Mio. zur Verlustabdeckung sowie nach
Kapitalzuschüssen der Gesellschafterin iHv EUR 13,6 Mio. für das Jahr 2022 reduziert sich das Eigenkapital
der Gesellschaft um rd. EUR 4,0 Mio. auf EUR 16,9 Mio. Die Eigenmittelquote gemäß § 23 URG sinkt von
rd. 40,3% auf 34,7%.

Die Rückstellungen für Pensionen aus aufgelaufenen Anwartschaften sind im letzten Wirtschaftsjahr 2022
in Einklang mit dem leicht sinkenden Personalstand geringfügig um rd. 11% von TEUR 119 auf TEUR 106
gesunken. Die Ansprüche aus der betrieblichen Pensionszusage werden nach fünf Jahren unverfallbar und in
Höhe der rückgestellten Beträge an die Pensionskasse überwiesen.

Die sonstigen Rückstellungen haben sich gegenüber dem Vorjahr von EUR 2,8 Mio. um EUR 0,6 Mio. auf
EUR 2,2 Mio. vermindert. Diese Veränderung resultiert im Wesentlichen aus gestiegenen Vorsorgen für
Jubiläumsgeldansprüche im Zuge der jährlichen Bewertung zum Bilanzstichtag, die Nachforderungen des IMP
und des GMI für gemeinsam genutzte wissenschaftliche Infrastruktur und administrative Services sind in den
sonstigen Forderungen und Verbindlichkeiten zu finden. Die Rückstellung für Lohnabgaben und
Sozialversicherungsbeiträge wurde im abgelaufenen Wirtschaftsjahr planmäßig verbraucht und aliquot
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aufgelöst, anhand einer aktualisierten abgabenrechtlichen Würdigung unter Berücksichtigung der
Verjährungsfristen.

Der Stand des passiven Rechnungsabgrenzungsposten iHv EUR 2,6 Mio. betrifft im Wesentlichen
Vorauszahlungen von Fördergebern für drittmittelfinanzierte Forschungsprojekte (EUR 2,3 Mio.) sowie den
aliquoten 5/7-Ausweis eines Baukostenzuschusses des IMP an die HEG für den Atrium-Umbau (EUR 0,2
Mio.). Zum Bilanzstichtag liegt – entgegen dem Vorjahresstichtag – kein Eingang von Fördergeldern vor, die
IMBA als Projektkoordinator nicht zurechenbar sind bzw. unmittelbar nach dem Stichtag weitergeleitet
wurden, daher ist der Stand per 31.12.2022 mit dem bereinigten Vorjahreswert vergleichbar.

Die Working Capital Ratio, also die Höhe des kurzfristigen Umlaufvermögens der Gesellschaft im Vergleich
zu den kurzfristigen Verbindlichkeiten, beträgt 229% (VJ: 325%). Der negative Cashflow aus der operativen
Geschäftstätigkeit beträgt EUR -14,0 Mio. und ist damit gegenüber dem Vorjahr um EUR 3,1 Mio. gestiegen.

V. Forschung und Entwicklung (Forschungsbericht)

IMBA ist eine wissenschaftliche Einrichtung, deren Geschäftszweck in der Durchführung von
Forschungsprojekten im Bereich der Grundlagenforschung besteht. Folglich fällt ein Großteil der direkten
Kosten und der Investitionen des Instituts für die eigentliche Forschungstätigkeit und nur ein geringer Teil für
administrative Tätigkeiten und die Aufrechterhaltung der Infrastruktur.

IMBA beschäftigte im Dezember des abgelaufenen Geschäftsjahres 236 Mitarbeiter:innen (203,5 FTEs),
davon 194 Personen im Bereich Forschung inkl. wissenschaftlicher Serviceeinheiten (165,9 FTEs).

Joanna Jachowicz hat im Juli 2022 sie ihre Arbeit am IMBA aufgenommen. Jachowicz arbeitete zuvor am
California Institute of Technology in Pasadena, USA, und erforschte dort die Rolle repetitiver und
transponierbarer Elemente bei der Reprogrammierung und den Zustandsübergängen von Zellen während der
frühen Säugetierentwicklung. Sie hat eine Technologie zur Kartierung räumlicher Interaktionen höherer
Ordnung entwickelt, die eine Kartierung sowohl von DNA als auch von RNA ermöglicht (die scSPRITE-
Methode). Ihre Arbeit am IMBA wird die Grundlage für die Erstellung eines umfassenden Bildes der
Ereignisse am Anfang des Lebens bilden. Dies wird dazu beitragen, die regulatorische Rolle des nicht-
kodierenden Genoms bei der Steuerung von Reprogrammierung und Zellzustandsübergängen zu verstehen. Ihr
erster Erfolg am IMBA ist die Einwerbung eines Starting Grant des European Research Council (ERC) im
Herbst 2022.

Im Rahmen des IMBA Recess im 2022 wurde der Junior Gruppenleiterin, Noelia Urbán, vom IMBA Scientific
Advisory Board (SAB) positiv evaluiert. Urbán kam 2017 ans IMBA und erhielt nun auf der Grundlage der
positiven Bewertung durch das SAB eine dreijährige Vertragsverlängerung.

Ein Forschungsteam, geleitet von der Knoblich-Forschungsgruppe am IMBA, fand die Ursache der seltenen
Neuroentwicklungsstörung Tuberöse Sklerose (TSC) in der besonderen Biologie des menschlichen Gehirns.
Die neuen Erkenntnisse über die Ursache von TSC führten die WissenschaftlerInnen zu einem für das
menschliche Gehirn spezifischen Zelltyp, der während der Schwangerschaft im Gehirn des Fötus entwickelt
wird. Für die Erforschung wurden die am IMBA entwickelten Gehirnorganoide adaptiert, um dreidimensionale
Zellkulturmodelle der Gehirne von betroffenen Patient:innen aus ihren eigenen Stammzellen zu erzeugen. Die
Ergebnisse wurden im Fachjournal Science (Eichmüller OL, et al. „Amplification of human interneuron
progenitors promotes brain tumors and neurological defects”, Science, 2022) veröffentlicht, und zeigten, dass
Krankheiten des menschlichen Gehirns oft besser mit Hilfe von Organoidmodellen des menschlichen Gehirns
als mit Tiermodellen verstanden werden können.

Die „Stomach Chief Cells“, eine adulte Stammzellenpopulation des Magens, können zwei völlig
unterschiedliche Funktionen erfüllen: Unter normalen Bedingungen unterstützen sie die Verdauung. Bei
Verletzungen leiten sie jedoch die Reparatur. Wissenschaftler:innen der Forschungsgruppe von Bon-Kyoung
Koo am IMBA zeigten, dass bei einer Verletzung nur ein einziger "molekularer Schalter" genügt, um die
Stammzellen von einem Zustand in den anderen zu versetzen. Die im Fachjournal Cell Stem Cell (Lee JH, et
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al. “p57Kip2 imposes the reserve stem cell state of gastric chief cells”, Cell Stem Cell, 2022) veröffentlichten
Erkenntnisse können zu einem besseren Verständnis von Magenpathologien beitragen.

Die Plazenta und die Gebärmutter nähren und schützen den Fötus. Im frühen Entwicklungsstadium, wenn die
Blastozyste noch in der Gebärmutter schwimmt, ist es umgekehrt. Dies konnte die Rivron-Forschungsgruppe
am IMBA 2022 zeigen. In seinen frühesten Entwicklungsstadien ist der Embryo fähig, die künftige Plazenta
zu ernähren und der Gebärmutter Anweisungen zu geben, damit sie sich einnisten kann. Diese Erkenntnis
konnte anhand von „Blastoiden“, also aus Stammzellen gebildeten In-vitro-Modellen von Embryonen,
gewonnen werden. Die im Fachjournal Cell Stem Cell (Seong J, et al. „Epiblast inducers capture mouse
trophectoderm stem cells in vitro and pattern blastoids for implantation in utero“, Cell Stem Cell, 2022)
veröffentlichten Ergebnisse könnten zu einem besseren Verständnis der menschlichen Fertilität beitragen.

Forschende der Gerlich-Gruppe am IMBA entdeckten einen molekularen Mechanismus, der den
Chromosomen während der Zellteilung besondere physikalische Eigenschaften verleiht. Dadurch erfolgt der
Transport von Chromosomen zu den Tochterzellen zuverlässig. Das Team zeigte, wie eine chemische
Modifikation des Chromatins, die Histon-Deacetylierung, eine scharfe Oberflächenbegrenzung auf den
Chromosomen erzeugt. Diese ermöglicht es den Chromosomen, einer Perforation durch die Mikrotubuli des
Spindelapparats zu entgehen. Die Ergebnisse wurden im Fachjournal Nature veröffentlicht (Schneider MWG,
et al. „A mitotic chromatin phase transition prevents perforation by microtubules”, Nature, 2022).

Akuter Schmerz ist ein wichtiges Gefahrensignal. Im Gegensatz dazu beruhen chronische Schmerzen auf einer
länger bestehenden Verletzung und können sogar ganz ohne einen Reiz, eine Verletzung oder eine Krankheit
auftreten. Ein internationales Team unter der Führung von Forschenden des Penninger Labors am IMBA, fand
mögliche Behandlungsmethoden für chronische Schmerzzustände, die in einem überraschenden
Zusammenhang mit Lungenkrebs stehen. Die Forschungsergebnisse aus Laborversuchen eröffnen zahlreiche
neue therapeutische Möglichkeiten zur Behandlung chronischer Schmerzzustände und zur Überwindung der
Opioid-Epidemie. Die Studie wurde im Fachjournal Science Translational Medicine veröffentlicht (Cronin, S.
et al. „henotypic drug screen uncovers the metabolic GCH1/BH4 pathway as key regulator of EGFR/KRAS-
mediated neuropathic pain and lung cancer“, Sci Transl Med, 2022).

Forschende des Brennecke Labors am IMBA konnten beschreiben, wie verschiedene Arten von repetitiven
DNA-Elementen in den Ovarien der Fruchtfliege durch denselben Silencing-Mechanismus kontrolliert
werden. Im Mittelpunkt ihrer Erkenntnisse steht ein noch nicht charakterisiertes Protein, das die
Forscher;innen „Kipferl“ tauften und das dabei hilft, die springenden Gene effektiv zu kontrollieren. Die
Ergebnisse deuten darauf hin, dass verschiedene egoistische Gen-Elemente um das Abwehrsystem des
Wirtsgenoms konkurrieren. Weiters könnte Kipferl das erste einer Reihe ähnlich wirkender, noch zu
entdeckender Moleküle sein. Die Ergebnisse wurden im Fachjournal eLife veröffentlicht (Baumgartner L, et
al. „The Drosophila ZAD zinc finger protein Kipferl guides Rhino to piRNA clusters“, Elife, 2022).

Gen-Knockouts (KO) in Zellen oder Tiermodellen haben wesentlich zum Verständnis der Molekularbiologie
beigetragen. Bei essenziellen oder entwicklungsaktiven Genen ist häufig eine konditionelle Knockout-
Strategie (cKO) erforderlich, um ihre Funktionen zu erforschen. Um potenzielle Auswirkungen auf die
Entwicklung oder andere unerwünschte physiologische Effekte zu verhindern, muss der Expressionspegel
solcher Gene unverändert bleiben. Die Koo-Forschungsgruppe am IMBA hat "SCONs" (Short COnditional
INtrons) entwickelt, um diese Einschränkungen zu überwinden. Die Technologie beruht auf der genomischen
Integration des SCON in ein Exon. SCONs beeinträchtigen weder die natürliche Genfunktion noch das
Expressionsniveau und zeigen keine hypomorphen Effekte. Bei der Transkription findet ein zusätzliches
Spleißereignis statt, bei dem das eingefügte SCON entfernt wird und die ursprüngliche mRNA-Sequenz
wiederhergestellt wird. Der konditionelle Knock-out wird durch ein rekombinasebasiertes genomisches
Ereignis ausgelöst, das das SCON teilweise entfernt und seine Funktion zerstört. Die Ergebnisse wurden im
Fachjournal Experimental & Molecular Medicine veröffentlicht (Wu, S. et al. „SCON-a Short Conditional
intrON for conditional knockout with one-step zygote injection“, Exp Mol Med, 2022).

Insgesamt wurden im letzten Jahr von IMBA Forscher:innen 111 Publikationen einschließlich von nicht peer-
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reviewed Articles, veröffentlicht, davon 29 in Fachzeitschriften der Verlagsgruppen Nature Research, Cell
Press und Science.

Im letzten Geschäftsjahr hat das IMBA Fördermittel in der Höhe von über EUR 3,4 Mio. eingeworben, darunter
ein ERC Starting Grant (J. Jachowicz). Weitere Förderanträge im Wert von über. EUR 4,6 Mio. befinden sich
derzeit noch in der Begutachtung. Das Gesamtvolumen der laufenden Projektförderungen liegt bei EUR 29
Mio. Insgesamt verfügt die Gesellschaft am Ende des Geschäftsjahres über noch offene Zahlungen aus
Drittmittelprojekten iHv EUR 10,78 Mio.; dies entspricht einem Rückgang um EUR 3,9 Mio. gegenüber dem
offenen Zahlungsstand zum Ende des Vorjahres.

Im Jahr 2022 meldeten Forschende am IMBA 5 Erfindungen. Für 3 dieser Erfindungen wurden bereits
Patente angemeldet, ein Patent wird noch geprüft, und ein weiteres Patent soll Anfang 2023 angemeldet
werden. Ein neues Spin-off, die dawn-bio GmbH, wurde Ende 2022 gegründet. Hier sollen die vom IMBA
entwickelten Blastoid-Modelle zur Entwicklung besserer IVF-Medizin genutzt werden.

VI. Zweigniederlassungen

Es bestehen zum Ende des Geschäftsjahres in Österreich und im Ausland keine Zweigniederlassungen.
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B. Allgemeine Risikoberichterstattung

Die derzeitigen politische und wirtschaftlichen Unsicherheitsfaktoren, aufgrund des Krieges in der Ukraine als
auch der schwellende Handelsstreit zwischen den beiden größten Volkswirtschaften der Welt und die
Auswirkungen der Coronavirus-Epidemie, können Konjunkturrisiken hervorrufen, die zu sinkenden
Steuereinnahmen und damit eingeschränkten finanziellen Spielräumen der neuen Regierung für Investition in
Wissenschaft und Forschung führen könnten.

IMBA verfügt derzeit keine finanzielle Budgetzusage des Gesellschafters für die aktuelle
Leistungsvereinbarungsperiode 2021-2023. Auf Grundlage der noch fehlenden Zusage der Gesellschafterin
sollte aufgrund des vorhandenen Bestandes an liquiden Mitteln iHv EUR 5,022 Mio. zum 31.12.2022 und dem
Abbau von Altforderungen gegenüber des Gesellschafters die Finanzierung des Forschungsbetriebes der
Gesellschaft über das laufende Geschäftsjahr hinaus finanziell gesichert sein.

Auf der Beschaffungsseite arbeitet das Unternehmen mit einer Vielzahl von Lieferant:innen von
Labormaterialien und technischen Geräten zusammen. Durch die enge Kooperation mit dem IMP als
Tochtergesellschaft des Pharmaunternehmens Boehringer Ingelheim profitiert IMBA in Form von
Preiszugeständnissen der Lieferant:innen zu einem nicht unwesentlichen Teil von der globalen Einkaufsmacht
der Boehringer Ingelheim Gruppe. Eine Abhängigkeit von einzelnen Lieferant:innen ist aufgrund der starken
Wettbewerbsintensität auf den Beschaffungsmärkten in der Regel nicht gegeben. Selbst in Spezialbereichen,
in denen nur sehr wenige Anbieter:innen tätig sind, kann IMBA als Referenzkunde z.T. erheblich unter dem
Marktpreis liegende Einkaufskonditionen verhandeln. Die zunehmende Innovationsgeschwindigkeit wird
allerdings von IMBA einen immer höheren Mitteleinsatz für Investition in neue Technologien erfordern, um
im globalen Forschungsmarkt wettbewerbsfähig zu bleiben.

Auf der Absatzseite profitiert IMBA ebenfalls von der engen Partnerschaft mit der Boehringer Ingelheim
Gruppe, die dem Pharmaunternehmen ein Erstverhandlungsrecht an allen IMBA Forschungsergebnissen
sichert. IMBA ist allerdings frei, seine geistigen Eigentumsrechte an einen Dritten zu verkaufen, wenn
Boehringer Ingelheim an den Forschungsergebnissen kein Interesse hat oder ein Dritter einen höheren
Kaufpreis bietet. Grundsätzlich besteht Bedarf von Seiten der Pharma- und Biotechnologieunternehmen an
dem Zukauf von Know-how aus Forschungseinrichtungen, um ihre Engpässe in der eigenen Forschung zu
adressieren. Die zunehmende Anzahl der Vereinbarungen mit kommerziellen Partner:innen, zeigt, dass die
Gesellschaft in ihrer Verwertungsstrategie auf dem richtigen Weg ist.

IMBA ist im Rahmen der HEG, die als nicht selbständig rechtsfähige Personenvereinigung für Zwecke der
Errichtung des Institutsgebäudes etabliert wurde, eine Solidarhaftung für die Verbindlichkeiten der
Errichtungsgemeinschaft eingegangen. Die Risiken aus dieser Solidarhaftung wurden unterhalb der Bilanz als
Eventualverbindlichkeit in voller Höhe berücksichtigt.



IMBA – Institut für Molekulare Biotechnologie GmbH Anlage 4/8

C. Nachtragsbericht

Die COVID-19 Krise hat IMBA ausgezeichnet abfedern können, indem der operative Betrieb (nach einer
kurzen Periode auf Minimalbetrieb im 2020) aufrechterhalten werden konnte. Mitarbeitende der
Administration haben zeitweise auf Home-Office Arbeit umgestellt. Nachdem ein Großteil der
Mittelzuweisungen und Erträge der Gesellschaft nicht von der unmittelbaren Umsatzerzielung oder anderen
variablen Leistungsfaktoren abhängt, hat der temporäre Minimalbetrieb auf die finanzielle Situation der
Gesellschaft zumindest kurzfristig keine substantiellen negativen Auswirkungen.

Darüber hinaus sind nach Ablauf des Geschäftsjahres 2022 keine Ereignisse eingetreten, die für das
Unternehmen von wesentlicher Bedeutung sind und zu einer veränderten Beurteilung des Unternehmens
führen.

D. Prognosebericht

Basierend auf der für 2023 geplanten Veränderung der Mitarbeiter:innenanzahl auf 207,3 Vollzeitäquivalente,
und der auf dem Verbraucherpreisindex basierenden Gehaltssteigerung von rund 9 %, sowie den laufenden
Preisanpassungen bei bezogenen Lieferungen und Leistungen, ist im laufenden Geschäftsjahr von einem
Anstieg der Aufwendungen für den Forschungsbetrieb auszugehen. Im Budget für das Jahr 2023 rechnet
IMBA mit einer Steigerung der operativen Aufwendungen um fast EUR 2,9 Mio. auf ca. EUR 40,0 Mio. Im
Zuge der Einstellung einer neuen Forschungsgruppe und der Besetzung der Direktor:innengruppe werden die
Investitionen in die technische und räumliche Forschungsinfrastruktur in diesem Jahr bei rund EUR 2,8 Mio.
liegen.

Für 2023 wird mit einem Rückgang der Umsatzerlöse auf ca. EUR 7,1 Mio. gerechnet. Die Erträge aus
Drittmittelprojekten werden auf rund EUR 5,0 Mio. sinken, dies stellt jedoch eine konservative Einschätzung
dar, da nur jene, bereits zum Budgetierungszeitpunkt fixierten Förderverträge berücksichtigt werden. In
Summe geht IMBA im laufenden Geschäftsjahr von operativen Erträgen im Gesamtwert von rd. EUR 19,4
Mio. aus.

Im Jahresverlauf rechnet die Geschäftsführung mit einem negativen Ergebnis vor Steuern iHv ca. EUR 20,6
Mio. Dem operativen Jahresverlust stehen erwartete Zuführungen des Gesellschafters iHv ca. EUR 18,0 Mio.
gegenüber. Die Gesellschaft wird für das laufende Geschäftsjahr unter Verwendung ihrer ungebundenen
Kapitalrücklage ein ausgeglichenes Bilanzergebnis ausweisen und zum 31.12.2023 über ein Eigenkapital von
rund EUR 17,6 Mio. verfügen.

Mit einem Finanzmittelbestand zum Ende des abgelaufenen Geschäftsjahres in Höhe von EUR 5,0 Mio., den
erwarteten operativen Einnahmen und Mittelzuwendungen aus Projektförderungen sowie den Mittelzusagen
der ÖAW für das Jahr 2023 wird IMBA für das laufende Geschäftsjahr seine Aufwendungen finanziell
abdecken können.





Allgemeine 
Auftragsbedingungen

für Wirtschaftstreuhandberufe
(AAB 2018)

Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018

Präambel und Allgemeines

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über 
vom zur Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in 
Ausübung dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische 
Tätigkeiten als auch die Besorgung oder Durchführung von 
Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2
oder 3 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien 
des Auftrages werden 

g genannt).

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für 
Wirtschaftstreuhandberufe gliedern sich in zwei Teile: Die 
Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für Aufträge, bei denen die 
Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens des Auftraggebers 
(Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbrauchergeschäfte gemäß 
Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 8.3.1979/BGBl Nr.140 in 
der derzeit gültigen Fassung) gelten sie insoweit der II. Teil keine 
abweichenden Bestimmungen für diese enthält.

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese 
durch eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, 
zu ersetzen.

I.TEIL

1. Umfang und Ausführung des Auftrages

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der 
schriftlichen Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer. Fehlt diesbezüglich eine detaillierte schriftliche 
Auftragsvereinbarung gilt im Zweifel (2)-(4):

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten:
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder
Körperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die 
Besteuerung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht 
ausdrücklich anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforderlichen 
Aufstellungen und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen.
b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen.
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden.
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern.
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern. 
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren.

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren 
Jahressteuererklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu 
nicht die Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger 
Voraussetzungen sowie die Prüfung, ob alle in Betracht kommenden 
insbesondere umsatzsteuerrechtlichen Begünstigungen wahrgenommen 
worden sind, es sei denn, hierüber besteht eine nachweisliche 
Beauftragung.

(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 
und 3 WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung.

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei 
Sachverständigentätigkeit.

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur 
Leistungserbringung, Warnung oder Aufklärung über den Umfang des 
Auftrages hinaus.

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des 
Auftrages geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen
(Subunternehmer) zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des 
Auftrages durch einen Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter 
im Sinne dieser Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer 
auf regelmäßiger oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit 
unterstützen, unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage.

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen 
ausschließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; ausländisches 
Recht ist  nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu 
berücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
schriftlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der 
Auftragnehmer nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder 
sich daraus ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich 
abgeschlossene Teile eines Auftrages.

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von 
ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der 
Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren 
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen 
elektronisch ein, so handelt er mangels ausdrücklicher gegenteiliger 
Vereinbarung lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem 
einreichend Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder 
Wissenserklärung dar.

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragsverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des 
Auftragsverhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den 
Auftragnehmer verpflichtet.

2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer 
auch ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des 
Auftrages notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in 
Ermangelung eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt 
werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben 
wird, die für die Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. 
Dies gilt auch für die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst 
während der Tätigkeit des Auftragnehmers bekannt werden.

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und 
übergebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere 
Zahlenangaben, als richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu 
Grunde zu legen. Der Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen 
Auftrag nicht verpflichtet, Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt 
dies auch für die Richtigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er 
allerdings Unrichtigkeiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu 
geben. Er hat im Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu 
wahren.

(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der 
vorgelegten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen 
im Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit 
schriftlich zu bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen 
Abschlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten.

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die 
Fertigstellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind 
bestmögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, 
nicht bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden 
nach bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich.

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle 
Kontaktdaten (insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der 
Auftragnehmer darf sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die 
Gültigkeit der zuletzt vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten 
verlassen, insbesondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene 
Adresse vornehmen lassen.

Beilage 2



 

3. Sicherung der Unabhängigkeit 
 
(1)  Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um 
zu verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des 
Auftragnehmers gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser 
Unabhängigkeit zu unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf 
Anstellung und für Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu 
übernehmen. 
 
(2)  Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür 
notwendigen personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive 
Leistungszeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber 
vereinbarten Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch 
Nichtprüfungsleistungen) zum Zweck der Überprüfung des Vorliegens von 
Befangenheits- oder Ausschließungsgründen und Interessenkollisionen in 
einem allfälligen Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet 
und zu diesem Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch 
ins Ausland übermittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den 
Auftragnehmer nach dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 
WTBG 2017 ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der 
Auftraggeber kann die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht 
jederzeit widerrufen. 
 
 

4. Berichterstattung und Kommunikation 
 
(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und 
Gutachten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher 
Bericht zu erstatten.  
 
(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen 
Auskünfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt 
Wissenserklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute sind nur dann 
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in 
elektronischen Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter 
Verwendung ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation 
(speicher- und wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht 
Telefon) erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; 
dies gilt ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung 
der beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 
 
(3)  (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt 
hiermit zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der 
Auftraggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer 
Kommunikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, 
Geheimhaltung, Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) 
informiert zu sein. Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen 
Erfüllungsgehilfen oder Substitute haften nicht für Schäden, die durch die 
Verwendung elektronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 
 
(4)  (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die 
Weiterleitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine 
Mitarbeiter sind bei Verwendung von Telefon  insbesondere in 
Verbindung mit automatischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail 
und anderen Formen der elektronischen Kommunikation  nicht immer 
sichergestellt. Aufträge und wichtige Informationen gelten daher dem 
Auftragnehmer nur dann als zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht 
(fern-)mündlich oder elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird 
im Einzelfall der Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische 
Übermittlungs- und Lesebestätigungen gelten nicht als solche 
ausdrücklichen Empfangsbestätigungen. Dies gilt insbesondere für die 
Übermittlung von Bescheiden und anderen Informationen über Fristen. 
Kritische und wichtige Mitteilungen müssen daher per Post oder Kurier an 
den Auftragnehmer gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an 
Mitarbeiter außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 
 
(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine 
fortgeschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDAS-
VO, (EU) Nr. 910/2014) erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 
ABGB (Unterschriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition 
liegt. 
 
(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber 
wiederkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine 
wirtschaftsrechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) 
übermitteln. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, 
der Zusendung von Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

 
 

5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 
 
(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im 
Rahmen des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, 
Organisationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und 
dergleichen nur für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) 
verwendet werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch 

mündlicher beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten 
zur Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers.  
(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher 
Äußerungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein 
Verstoß berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch 
nicht durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 
 
(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das 
Urheberrecht. Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 
 
 

6. Mängelbeseitigung 
 
(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich 
hervorkommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner schriftlichen als 
auch mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 
Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch 
über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte Dritte von der 
Änderung zu verständigen. 
 
(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind; 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw.  falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht 
abgegeben wird  sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 
Tätigkeit des Auftragnehmers. 
 
 (3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung 
etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus 
Schadenersatzansprüche bestehen, gilt Punkt 7. 
 
 

7. Haftung 
 
(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 
ABGB wird ausgeschlossen. 
 
(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des 
Auftragnehmers höchstens das zehnfache der 
Mindestversicherungssumme der Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 
11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017) in der jeweils 
geltenden Fassung. 
 
(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf 
den einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche 
Folgen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in 
einem oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. 
Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle 
beruhendes Tun oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, 
wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt 
ein einzelner Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen 
beruht. Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des 
Auftragnehmers für entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben- 
oder ähnliche Schäden, ausgeschlossen.  
 
(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs 
Monaten nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden 
Kenntnis erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab 
Eintritt des (Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis 
gerichtlich geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen 
Vorschriften zwingend andere Verjährungsfristen festgesetzt sind.  
 
(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung des 
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht 
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 
 
(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des 
Bestätigungsvermerkes zu laufen. 
 
(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten 
verarbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit 
Benachrichtigung des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag 
be- oder entstehende Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche 
gegen den Dritten als an den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer 
haftet, unbeschadet Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der 
Auswahl des Dritten. 
 
(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit 



 

ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise 
übernommen wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen 
jedenfalls auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine 
Ansprüche stellen, die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers 
hinausgehen. Die Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle 
Geschädigten, einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers 
selbst, auch wenn mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter 
oder auch mehrere Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden 
nach ihrem Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den 
Auftragnehmer und dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter 
im Zusammenhang mit der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und 
klaglos halten. 
 
(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers 
im Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten 
(Erfüllungs- und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den 
Substituten des Auftragnehmers. 
 
 

8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 
 
(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über 
alle Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für 
den Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei 
denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen. 
 
(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers 
(insbesondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht 
entbunden.  
 
(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche berufliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit 
Dritten nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, 
dass eine gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 
 
(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im 
Sinne der Datenschutz- DSGVO  hinsichtlich aller im 
Rahmen des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der 
Auftragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten 
im Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem 
Auftragnehmer überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden 
grundsätzlich nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung 
dem Auftraggeber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte 
übergeben oder wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer 
verwahrt oder vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon 
aufzubewahren soweit er diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation 
seiner Leistungen benötigt oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 
 
(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die 
den Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden 
Pflichten gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer 
berechtigt, den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber 
zu verrechnen. Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung 
von der Verschwiegenheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber 
Dritten diesen Dritten erteilt werden.  
 
 

9. Rücktritt und Kündigung  
 
(1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu 
erfolgen (siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer 
bestehenden Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 
 
(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch 
bestimmt sich nach Punkt 11. 
 
(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn 
auch nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, 
auch mit Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes 
schriftlich vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende 
eines Kalendermonats beendet werden. 
 
(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags  sind, soweit 
im Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 
vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) 
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern sämtliche erforderlichen 

Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht ein 
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert.  
 
(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, 
üblicherweise nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. 
Jahresabschlüsse, Steuererklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die 
über 2 hinaus gehenden Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des 
Auftraggebers zum verbleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist 
der Auftraggeber in der Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls 
ausdrücklich hinzuweisen. 
 
 

10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen 

 
(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer 
angebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm 
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der 
Auftragnehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. 
Gleiches gilt, wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung 
des Auftrages verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des 
Auftragnehmers, nicht der Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen 
entspricht. Seine Honoraransprüche bestimmen sich nach Punkt 11. 
Annahmeverzug sowie unterlassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers 
begründen auch dann den Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der 
ihm hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie des verursachten 
Schadens, wenn der Auftragnehmer von seinem Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht. 
 
(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn 
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 
 
 

11. Honoraranspruch 
 
(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes 
Mitverschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, 
daran gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall 
nicht anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner 
und seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt. 
 
(2)  Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte 
Entgelt für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird 
oder dies aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, 
unterbleibt (auf Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte 
Pauschalhonorare sind gegebenenfalls zu aliquotieren. 
 
(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderliche 
Mitwirkung des Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, 
ihm zur Nachholung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, 
dass nach fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben 
gelte, im Übrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1). 
 
(4)  Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch 
den Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10. (2) durch 
den Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch 
für drei Monate. 
 
 

12. Honorar 
 
(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird 
jedenfalls gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene 
Entlohnung geschuldet. Höhe und Art des Honoraranspruchs des 
Auftragnehmers ergeben sich aus der zwischen ihm und seinem 
Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. Sofern nicht nachweislich eine 
andere Vereinbarung getroffen wurde sind Zahlungen des Auftraggebers 
immer auf die älteste Schuld anzurechnen. 
 
(2) Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine 
Viertelstunde. 
 
(3) Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 
 
(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang 
zur Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 
 
(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere 
Umstände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den 
Auftraggeber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der 
Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind 
Nachverhandlungen zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu 
führen (auch bei unzureichenden Pauschalhonoraren). 



 

(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die 
Umsatzsteuer zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im 
Folgenden (7) bis (9): 
 
(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder 
pauschalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), 
Diäten, Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 
 
(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien (inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 
 
(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und 
Sachaufwendungen für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä. 
anzusehen.  
 
(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche 
Erledigung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von 
jedem das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 
 
(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer 
Vereinbarungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für 
Entgeltzahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, 
können Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen 
Unternehmergeschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. 
Satz UGB festgelegten Höhe. 
 
(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende 
der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter 
Rechnungslegung zu laufen. 
 
(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab 
Rechnungsdatum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben 
werden. Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer 
Rechnung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 
 
(14)  Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 
 
(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die 
Vornahme der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein 
Pauschalhonorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben- 
und beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einschließlich der Abschluss 
von Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, 
Berichterstattung, Rechtsmittelerhebung uä gesondert zu honorieren. 
Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils 
für ein Auftragsjahr vereinbart. 
 
(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit 
den im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 
aufgrund eines besonderen Auftrages. 
 
(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und 
seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig 
machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis 
zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß 
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener 
Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 
 
(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

 
(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 
 
 

13. Sonstiges 
 
(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche 
Zurückbehaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das 
Zurückbehaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer 
grundsätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe 
seiner noch offenen Forderung. 
 
(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge 
der Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und 
ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz 
elektronischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, 
nach Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit 
erstellter Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 
in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den 
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder, die 
Daten zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, 
gängigen und maschinenlesbaren Format hat der Auftragnehmer 

Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist 
eine Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, gängigen und 
maschinenlesbaren Format aus besonderen Gründen unmöglich oder 
untunlich, können diese ersatzweise im Vollausdruck übergeben werden. 
Eine Honorierung steht diesfalls dafür nicht zu. 
 
(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des 
Auftraggebers alle Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner 
Tätigkeit von diesem erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den 
Schriftwechsel zwischen dem Auftragnehmer und seinem Auftraggeber 
und für die Schriftstücke, die der Auftraggeber in Urschrift besitzt und für 
Schriftstücke, die einer Aufbewahrungspflicht nach den für den 
Auftragnehmer geltenden rechtlichen Bestimmungen zur Verhinderung 
von Geldwäsche unterliegen. Der Auftragnehmer kann von Unterlagen, die 
er an den Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen. 
Sind diese Unterlagen bereits einmal an den Auftraggeber übermittelt 
worden so hat der Auftragnehmer Anspruch auf ein angemessenes 
Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß). 
 
(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen 
Unterlagen nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei 
Nichtabholung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach 
zweimaliger nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, 
übergebene Unterlagen abzuholen, diese auf dessen Kosten zurückstellen 
und/oder ein angemessenes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt 
sinngemäß). Die weitere Aufbewahrung kann auch auf Kosten des 
Auftraggebers durch Dritte erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren 
nicht für Folgen aus Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der 
Unterlagen.  
 
(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei 
ausdrücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der 
Auftraggeber mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen 
musste.  
 
(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung 
ist der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein 
Anderkonto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten 
Transfer zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag 
entweder im Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei 
Vollstreckbarkeit der Honorarforderung eingezogen werden. 
 
 

14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 
 
(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus 
ergebenden Ansprüche gilt ausschließlich österreichisches Recht unter 
Ausschluss des nationalen Verweisungsrechts. 
 
(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des 
Auftragnehmers. 
 
(3) Gerichtsstand ist  mangels abweichender schriftlicher 
Vereinbarung  das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes. 

 
  



 

II. TEIL 
 

15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 
 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 
 
(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig 
verschuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 
 
(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im 
Falle grober Fahrlässigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht 
begrenzt. 
 
(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 
Abs 4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer 
bestimmten Frist) gilt nicht. 
 
(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom 
Auftragnehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er 
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, 
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 
eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, 
frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. Das 
Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 
 

1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem 
Auftragnehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses 
Vertrages angebahnt hat, 

 
2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine 

Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten 
vorangegangen sind oder  
 

3.  bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort 
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb 

nicht übersteigt. 
 
Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es 
genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine 
Vertragserklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem 
Auftragnehmer mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass 
der Verbraucher das Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des 
Vertrages ablehnt. Es genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche 
abgesendet wird. 
 
Tritt der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug 
um Zug 
 

1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt 
gesetzlichen Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom 
Verbraucher auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen 
Aufwand zu ersetzen, 
 

2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu 
vergüten, soweit sie ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
 
Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 
 
(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG: 
 
Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB 
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 
 
Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das 
Gegenteil ausdrücklich erklärt ist. 
 
(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 
 
Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für 
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer 
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr 
und Kosten vornehmen. 
 
(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 
 
Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage gegen 
ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 
eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der 
gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

(9)  Verträge über wiederkehrende Leistungen: 
 

(a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen 
und der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die 
für eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen 
worden sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen 
Frist zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines 
halben Jahres kündigen. 

 
(b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare 

Leistung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragsschließung 
bestimmt sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des 
zweiten Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die 
Kündigungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

 
(c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten 

Vertrages erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies 
dem Verbraucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt 
gegeben, so können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und 
b) genannten abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen 
vereinbart werden. 

 
(d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht 

ausgesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der 
Kündigungsfrist liegenden Kündigungstermin wirksam. 






